
DerWienerStadtsenatbegannheutegemeinsammitdemstädtischenFinanz-¬ausschussdie Beratungdes Rechnungsabschlussesder StadtWienfürdasJahr 1929 .
Stadtrat Breitner leitete die Verhandlungenmit einemausführlichenBe- ¬

richt ein . Erführteaus ,dass,wieschonmitgeteilt ,die GebarungfürdasVerwaltungsjahr1929mit einemUeberschussvon59 . 798Schilling-bschlies -¬
se . DasbessereErgebnisgegenüberdemVoranschlagsei trotzderErhöhungder Gesamtausgabenummehrals 27 Millionen Schilling daraufzurückzu¬
führen ,dassdie Ertraganteilean dengemeinschaftlichenBundesabgabenund
auchdieGemeinde-undLandesabgabengrössereErträgnissegelieferthaben.GegenüberdemRechnungsabschlussfür das Jahr 1929schliesse dasJahr1930leiderwesentlichungünstigerab .EsmüssezumindestmiteinemAbgangvon 23 '5 Millionen Schilling gerechnet werden .Das Kontrollamt habe einen

sehrausführlichenBerichterstattet .DerRechnungshofhabezumerstenMaldie Gebarung Wiens überprüft .Die verwaltende Mehrheit habe sich gegen die
EinführungdieserzweitenKontrollegewehrt ,weilsie eineSchmälerungderSelbstverwaltungbedeute .AlsaberdasGesetzdochbeschlossenwordensei ,sei den Organendes Rechnungshofesjede erdenkbareErleiehterung beiihrer
schwelirigenArbeitgebotenworden.StadtratBreitnerbesprichtsodanndenBericht des Rechnungshofesin vielen Einzelheiten und erklärt ,dass dieGe¬
meindefür jadeAnregungdankbarsei undihr auchentspreche .DiePrüfunghabeein für die VerwaltungdurchausehrenvollesErgebnisgeliefert .Stadtrat Kunschakbemerkt ,dassder RechnungsabschlussdieErwartungender Minderheit ,der Voranschlagwerdenicht mit einemPassivum ,sondern
mit einemAktivumabschliessen ,vollauf bestätige .Der ausgewieseneUeber¬
schusssei relativ sehr gering ;in Wirklichkeitgeheder Ueberschussüberden im Rechnungsabschluss ausgewiesenen Botrag weit hinaus ,da die Ueber¬

schreitungbeimWohnungsbauvon15MillionenSchillingundvon ' 5Millio¬nen Schilling bei den Grundkäufenunddie Reservenbei den Betriebenhin¬
zugerechnetwerdenmüssen .DieMinderheitkönnedaherdenRechnungsab¬
schluss mit -demausgewiesenengeringfügigen Ueberschussnicht zurKenntnisnehmen .ZurFrageder Nichtverlängerungder SteuerermässigungenbemerktSt .R .Kunschak,dassein Anlasshiezunichtvorgelegensei undauchnichtvorliege .Essei gar nicht einzusehen ,warumdie Steuerermässigungennichtwiederfür drei Monategegebenwordenseien .Wirprotestierenganzent¬schiedenst gegen die Nichtverlängerung der Steuerermässigungen ,dienur
zu einer ungeheurenBeunruhigungder WienerSteuerträgergeführt habe .Inbezug auf die Nahrungs -oder Genussmittelabgabe müsse festgestellt werden ,
dassderVerfassungsgerichtshofdieseAbgabeimGrossenundGanzenalsver¬fassungswidrigerklärt habe .EineEinreihungvonBetriebenodereineErhö¬hung der Abgabesätzefür einzelne Betriebe ,wie es jetzt geschehe,seida¬
herganzunzulässig .EineReihevonBetriebenwerdedurchdieseunerhörtenMassnahmenvöllig ruiniert . Eswerdenviele Geschäfteals Luxusbetriebebe¬zeichnet ,denender Luxuscharakterganzundgar fehle . Durchdiejetzigen
MassnahmenBreitnerswerdenimWienerGeschäftslebenZuständegeschaffen,die niemand für wünschenswerthalten könne .Wirlegen gegen die Mass¬nahmen ,die jetzt gegeneinenGrossteil der WienerSteuerträgergetroffenwerden ,schärfsten Protest ein ;wir werden in der nächstenStadtsenatssit¬
zungdenAntragaufVerlängerungderSteuerermässigungenundAnträgeinbezug auf die Nahrungs -oder Genussmittelabgabestellen .

Stadtrat Breitner erwidert ,dass ein Anlasszur NichtverlängerungderSteuerermässigungen im Hinblick auf die Abgabenteilung wohl bestehe .Es
sei festgestellt ,dass der Aufteilungsschlüsselder Warenumsatzsteuermit31 .Dezember1930abgelaufensei .DasFinanzministeriumhabedieGemeinde
verständigt ,dass es den Anteil der GemeindeWienan derWarenumsatzsteuerbis auf weiteresnicht überweisenkönne .Dabeihandlees sich um4o ' 2Mil¬lionenSchillingjährlich . HinächtlichderNahrungs-oderGenussmittelabgabemüssefestgestellt werden ,dass der Spruchdes Verfassungsgerichtshofesinkeiner Weisemissachtetwerde .Durchdas ErkenntnisdesVerfassungsgerichts¬hofessei ausgesprochenworden ,dasszunächsteinmalallesogenannten

exlege - Betriebeder Abgabeunterliegen .Es seien dies die Nachtlokale ,Bars ,Heurigen -und Buschenschänken ,Frühstücksstuben und alle ieneVeranstal¬
tungen ,bei denenim Zusammenhangmit einer Lustbarkeit Nährungs -oderGe¬
nussmittel verabfolgt werden .Darüberhinaus aber könnennochBetriebe ,dieLuxuscharaktertragen ,eingereihtwerden .Richtigsei es ,dass derBegrißf"Luxus"nichtmiteinemMeterstababgemessenodernachGewichtenabgewogenwerdenkönne .Zweifellosaber ist ,dass es in Wieneine AnzahlvonGeschäf¬ten in den verschi denen Branchengibt ,die im Vergleiche zu dergrossen
MassederübrigenGeschäfteals Luxusbetriebeangesehenwerdenkönnen .Dabeimüssemankeineswegsso weit gehen,umetwa die schwere Not,die heuteinWienin den weitesten Kreisender Bevölkerungherrsche,als Masstabanzu¬
nehmen .DerMagistrathabedies auchnicht getan ,sondernsei bemühtgewesen,
dasRichtigezufinden .DiefolgendeListemögehiefürals Beweisgelten:
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Dabeimüssefolgendesausserordentlichbeachtetwerden:DieseBetriebesoionkeineswegsmitdemgleichenAbgabesatzeingereiht,alsonichtetwajederBetriebmitdemHöchstsatzvon15Prozent.DavonseigarkeineRede. EsseienvielmehrAbstufungennachdemGradederLuxus-¬merkmalevorgenommenworden. Wennmanfeststelle ,dassinganzWiennur2hEuckerwarenverschleisse ,bloss14Lebensmittelgeschäfte,insgesamt10KonditoreienundeineinzigesSelchwarengeschäfteingereihtwordenscion,undauchdie -wienochmalsbetontsei -keineswegsallemitdemHöchstsatz,manchedavonnicht einmalmit der Hälfte ,dannsei esunzulässig,von
einerWillkürdesMagistratesoderdesFinanzreferentenodergarvonSteu-¬ersadismus zu sprechen .Angesichts der schwerenVerluste ,die Wienbeider
Abgabenteilungerleidenwird,unddesgrossenEntganges,dersichjedenfallsbeiderNahrungs-oderGenussmittelabgabeergebenmuss,seieseinfachdieErfüllungeinerPflicht ,wennderFinanzreferentbemühtist,dieseMinderein-¬nahmen ,die sich zuletzt in geringeren Aufwendungenfür denWohnungsbau,
fürdasWohlfahrtswesenausdrückenmüssen,soweitalsdiesmitdemGesctzevereinbarsei,hereinzubringen.DiegenanntenZiffernwerdenwohldergesam¬tenOeffentlichkeitdieUeberzeugungbringen,dassderLärm,derjetztge-¬schlagenwird ,zumindesteinsehrstarkübertriebenersei . Esstchejeder
Abgabepflichtigenfrei ,imBeschwerdewegeineallenfallsnotwendigeBesse-¬rung der Einreihungherbeizuführen .

StadtratKunschakentgegnet,dassderBunddieAnteileanderWarenum¬satzsteuerfürdieLänderundGemeindenreservierthalte .IndenAugen-¬blicke,indemdasneueAbgabenteilungsgesetzzustandegekommenseinwerde,werdendieLänderundGemeindenihreimneuenGesetzvorgesehenenAnteileerhalten. Eskönnezugegebenwerden,dassdievomFinanzreferentengenanntenEinteihungsziffernnichtübermässighochseien. EsbestcheabergarkeineSicherheirdarüber,dassnichtimLaufederZeitderKreisimmerweiterge-¬zogenwerde.ZudemhabendieEingereihtenimmerdasGefühl,dasssieausdergrossenMengederBranchenkollegenförmlichherausgegriffenwordensei-¬en ,dassihneneinpersönlichesUnrechtgeschehe. DieNahrungs-oderGenuss-¬mittelabgabeseieinmaleineodioseSteuerunddieEinreihungvonBetrieben12
Fortsetzung folgt .

Branche Gesamtzahl
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Zuckerbäcker 890 235 10

Zuckerwarenverschleis . 60
259 24

Lebensmittelgeschäfte cir¬
ca 22 . 000 146 14

Selcher . 943 10 1

Branntweinschänker 827 173 0

Klubs ,Sanatorien
Pensionen 108 108 Il

Summe : eir¬
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nacheinemsodehnbarenBegriffwieLuxusseieineWillkür; andieserTatsache könne niemand rütteln .
Gemeinderat Angermaver erklärt ,dass die Steuerpolitik der Gemeinde eine

wirtschaftszerstörendesei .Er besprichtdanndie Nahrungs -oderGenuss¬mittelabgabe und die Wertzuwachssteuer ;der höhere Ertrag derWertzuwachs¬
steuer ,der angeblich auf einen stärkeren Realitätenverkehr zurückge - ¬
führt werde,entspringein Wahrheitnurder Zunahmeder ZahlderNotver¬käufe .Dassei ein bezeichnendesBild der traurigen LagederWirtschaft .

Stadtrat Breitner beantwortet im Schlusswort an ihn gestellte Anfra¬
gen ;damitist die Generaldebatteunddie SpezialdebatteüberdieVerwal¬tungsgruppefür Finanzwesenerledigt ,deren Positionen genchmigtwerden .

Nunmehrgelangt die Verwaltungsgruppefür PersonalangelegenheitenzurVerhandlung .Berichterstatter ist Stadtrat Speiser ,der zusführt ,dass
der gesamtePersonalaufwandgegenüberdemVoranschlagvonrund182Mil¬lionen Schilling eine tatsächlich aufgelaufeneGesamtgebührvonrund185MillionenSchilling aufweise .DasMchrerfordernisvon3Millionen
Schilling sei auf die mit Gemeinderatsbeschlussvom27 .September1929genehmigten Massnahmenzugunsten der städtischen Angestellten undPen¬
sionsparteien zurückzuführen .

Gemeinderat Stöger spricht hauptsächlich über die Darlehensstelle ,de - ¬
ren Leistungen der Verschuldung dr städtischen Angestollten nicht ge¬
recht werden .DieGemeindemüssealles daransetzen,umdasPersonalbesserzu stellen .

In seinemSchlussworterklärtStadtratSpeiser ,dassdieDarlehensstellevorzüglicharbeité .Seit demJahre 1927habedie Darlchensstelle29. 667DarlchenimGesamtbetragvonüber 15 MillionenSchillinggewährt .
Die Positionen der Verwaltungsgruppe für Personalangelegenheiten wer¬

den genehmigt .
Die Beratungwird amMontagum16 Uhrfortgesetzt .
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